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Herr von Schulthess wird daher eine Schadenersatzforderung einreichen, die wir 
Ihnen nach Erhalt weitergeben werden.1

Die Frage, ob der Moment gekommen sei, russischen Boden zu verlassen, ist
schwer zu beantworten, dürfte jedoch, meines Erachtens, der Entscheidung noch
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nicht genügend nahe gekommen sein. Wie die jüngsten grossen Unruhen wieder 
zeigten, ist die Regierung, Dank der Standhaftigkeit des Militärs, doch noch 
stark genug, dieselben zu unterdrücken, obschon es sich frägt, für wie lange; 
denn trotz Repressalien, Militärdiktatur etc. wird sich das reaktionäre System 
nicht mehr lange halten und dem Lande auch keine geregelten Zustände mehr 
verschaffen können. -  Allerdings wird die Regierung gezwungenermassen im 
letzten Momente wieder Concessionen zugestehen, das Volk hat aber das 
Zutrauen schon lange verloren und wird sich nicht mehr mit leeren Versprechun­
gen, sondern nur noch mit Taten begnügen. Im Allgemeinen darf über die 
Situation gesagt werden, dass so ohnmächtig die Regierung auf der einen Seite 
ist, so unentschlossen, uneinig und unorganisirt handeln auf der ändern Seite die 
vielfachen Reformparteien, sodass es nicht vorauszusehen ist, ob es überhaupt 
und wann zum Ausbruch einer allgemeinen Revolution kommt. -

Dass es -  aus diesem Grunde -  den meisten Ausländern schwer fällt, Russland 
jetzt schon zu verlassen, ist begreiflich, denn die wenigsten sind in der Lage ihre 
Geschäftsangelegenheiten momentan liquidiren zu können. Zudem darf man mit 
Bestimmtheit erwarten, dass nach Legung der Unruhen und mit dem Eintreten 
geregelter Zustände, ein grosser Aufschwung in Handel und Industrie eintreten 
wird. Jedenfalls gemessen die hier ansässigen Ausländer mehr Schutz und sind 
den Gefahren weniger ausgesetzt als die Landesangehörigen selbst.

Indem ich Ihnen dies über die gegenwärtige Lage der Dinge berichte, erlaube 
mir gleichzeitig bei Ihnen anzufragen, wann die Schweizerische Gesandtschaft in 
St. Petersburg, deren Gründung bereits beschlossen ist, ihr Amt antreten wird, 
da sie gerade in den gegenwärtigen Zeiten wertvolle Dienste zu leisten im Stande 
wäre.

1. Bezüglich Schadenersatzforderungen an die russische Regierung vgl. GBer. 1905, BB1 1906, II, 
S. 384, Nr. 10.
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Der schweizerische Gesandte in London, G. Carlin, an den Bundespräsidenten 
und Vorsteher des Politischen Departementes, L. Forrer

S handschriftlich Wien, 1. Januar 1906

Einige Tage vor meiner Abreise von London nach dem Haag, sandte ich 
Ihrem Departement einen Bericht über das jüngst erschienene Buch des früheren 
englischen Gesandten in Bern, Sir Frederik St. John’s. In dem Literary Supple­
ment der Times vom 29. Dezember vorigen Jahres findet sich nun dieses Buch 
besprochen, gleichzeitig mit dem Schlussband der Erinnerungen Sir Horace
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Rumbold’s, der ebenfalls, zu zwei Malen, in Bern war, zuerst als Attaché, dann 
als Ministerresident.

Rumbold, der seine Carriere als britischer Botschafter in Wien abschloss, 
erzählt, der Kaiser von Österreich habe gesagt, als er hörte, der damalige König 
von Sachsen stehe mit seinen Sympathien im südafrikanischen Kriege auf der 
Seite Grossbritanniens: «Es freut mich; aber ich fürchte, wir sind beinahe die 
Einzigen!»

An diese Bemerkung schliesst der Recensent der Times an, um mit St. John zu 
betonen, dass die Antipathie gegen Grossbritannien noch immer auf dem Conti­
nent weit verbreitet sei, so namentlich in der Schweiz. Das unpolitische und 
undankbare Verhalten unserer Presse England gegenüber während des Buren­
krieges ist eben jenseits des Canals noch nicht vergessen und es läge in unserem 
Interesse, das Misstrauen, das damals so unnötigerweise in Grossbritannien 
gegen die Schweiz erweckt wurde, nach Möglichkeit zu zerstreuen. Ich meiner­
seits tue in London, was ich kann in dieser Richtung. Die Hauptsache aber wäre, 
dass unsere in deutscher Sprache erscheinenden Zeitungen, namentlich die Neue 
Zürcher Zeitung, nicht so ganz kritiklos in deutsches Fahrwasser gerieten, sobald 
britische Fragen zur Besprechung kommen.

101
E 2300 Berlin, Archiv-Nr. 15

Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . de Claparède, an den Bundes­
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, L. Forrer

P B  Berlin, 15. Januar 1906

In der letzten Zeit sind mir viele Privatbriefe und Zeitungsnachrichten aus der 
Schweiz zugegangen, welchen zufolge in Bern, Genf und Basel eine überaus 
pessimistische Beurteilung der gegenwärtigen politischen Lage herrsche. D eut­
sche Reserve-Offiziere und Mannschaften hätten Mobilisationsordre erhalten 
oder wären gar zurückberufen; die Tätigkeit der deutschen Militärbehörden in 
Elsass-Lothringen sei gegenwärtig eine enorme und beweise, dass Deutschland 
den Krieg wolle, etc.

Ich habe mir zur Pflicht gemacht, auf die Spur dieser Gerüchte zu kommen, 
und bei meinem letzten Besuche bei Herrn Staatssekretär von Richthofen habe 
ich auch nicht gezögert, einen Teil der mir zugegangenen Privatnachrichten zu 
seiner Kenntnis zu bringen. Seine Antwort lautete ganz bestimmt dahin, dass es 
ihm völlig unbekannt sei, dass irgend welche militärische Anordnungen, welche 
einen aussergewöhnlichen Charakter hätten, getroffen worden seien; dann fügte 
er hinzu: «Wir beginnen das Jahr mit zuversichtlichen Friedenshoffnungen und 
legen den kriegerischen Meldungen eines Teils der europäischen Presse keinen 
Wert bei. Soeben ist mir aus Paris gemeldet worden, es heisse dort, die 
französischen Reserve-Offiziere seien auf Ende Februar einberufen worden. Ich 
glaube nicht daran und bin überzeugt, die französische Regierung weiss auch 
nichts davon; solche Nachrichten werden von Leuten erfunden und verbreitet,
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